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Ergebnisse der bisherigen Diskussion über den Entwurf eines Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen

Der Entwurf eines Gesetzes über das gerichtliche Ver­
fahren in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen, 
dessen wesentlicher Inhalt in NJ 1970 Heft 6 erläutert 
wurde, war von April bis Juni 1970 Gegenstand der 
Diskussion in den Kreis- und Bezirksgerichten. Auch 
das Oberste Gericht, der Generalstaatsanwalt der DDR, 
die Kollegien der Rechtsanwälte, die Deutsche Akade­
mie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ul­
bricht“ und die rechtswissenschaftlichen Sektionen der 
Universitäten, zentrale Staatsorgane und der FDGB- 
Bundesvorstand hatten Geleigenheit, den Entwurf kri­
tisch zu prüfen und Vorschläge zur Änderung und Er­
gänzung zu unterbreiten.
An den Beratungen in den Kreis- und Bezirksgerich­
ten nahmen neben den Richtern auch Sekretäre, Ge­
richtsvollzieher, Protokollanten, Schöffen, bei Gericht 
tätige Praktikanten, Staatsanwälte sowie Mitarbeiter 
der Referate Jugendhilfe und anderer örtlicher Organe 
teil. Zur Diskussion über bestimmte Abschnitte des 
Entwurfs wurden ferner Lohnbuchhalter, Vorsitzende 
von Konfliktkommissionen sowie Leiter und Mitarbei­
ter psychiatrischer Einrichtungen eingeladen.
Insgesamt wurden dem Ministerium der Justiz von den 
Gerichten, den Kollegien der Rechtsanwälte und aus 
anderen gesellschaftlichen Bereichen über 4 000 Vor­
schläge zugeleitet, die sorgfältig ausgewertet werden 
und eine gute Grundlage für die Überarbeitung des 
Entwurfs durch die Gesetzgebungskommission darstel­
len.

Generelle Einschätzung des Gesetzentwurfs 
in der Diskussion
Eine Zusammenfassung der Stellungnahmen und Vor­
schläge zum Gesetzentwurf zeigt, daß dem Grundan­
liegen des Entwurfs, seiner Konzeption, seinem Auf­
bau und seiner Ausgestaltung prinzipiell zugestimmt 
wird. In der Diskussion wurde generell folgendes her­
vorgehoben : t

Der Entwurf entspricht in seinen Grundsätzen» den 
sich aus der Gestaltung des entwickelten gesellschaft­
lichen Systems ergebenden Anforderungen, die an ein 
sozialistisches Verfahrensrecht für Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtssachen zu stellen sind. Er trägt zum 
Schutz unserer sozialistischen Ordnung, zur Entfaltung 
soziälistischer Gemeinschaftsbeziehungen und der 
schöpferischen Aktivität der Bürger bei der Überwin­
dung der Ursachen von Rechtskonflikten sowie zur Ge­
währleistung der Rechte und Interessen der am Rechts­
verkehr Beteiligten bei.
Dieses Anliegen wird durch eine Neugestaltung des 
Verfahrens zum Ausdruck gebracht. Die Möglichkeiten 
der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte zur Überwin­
dung der den Konflikten zugrunde liegenden Ursachen 
und Bedingungen, die Zusammenarbeit mit anderen 
staatlichen Organen und gesellschaftlichen Organisa­
tionen, das Herangehen an die Erforschung der Wahr­
heit, die Ausgestaltung des Rechtsmittel- und des Voll­
streckungsverfahrens stellen einen echten Fortschritt 
dar.
Die prinzipielle Vereinheitlichung der Verfahren in 
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen bei Rege­

lung der notwendigen Besonderheiten wird allgemein 
begrüßt. Vorbehalte gibt es ganz vereinzelt nur inso­
weit, als durch die Vereinheitlichung aller Verfahren 
eine Einschränkung der Wirksamkeit der familienrecht­
lichen Verfahren befürchtet wird.
Die Gerichte bezeichnen es als positiv, daß die in der 
Rechtsprechung gesammelten Erfahrungen im Entwurf 
berücksichtigt wurden und daß er in seiner Gesamt­
anlage Maßstäbe für eine den wachsenden gesellschaft­
lichen Erfordernissen entsprechende richtige, wirksame 
und rationelle Verwirklichung des materiellen Rechts 
setzt.
Insgesamt wird eingeschätzt, daß der Entwurf
— der Erhöhung der erzieherischen Wirksamkeit der 

• gerichtlichen Tätigkeit dient,
— die konzeptionelle Vorbereitung der einzelnen Ver­

fahren erleichtert,
— eine bessere Übersicht über das Gesetz und das 

leichtere Auffinden der einzelnen Verfahrensbestim­
mungen gewährleistet,

— zur Konzentration der Verfahren beiträgt,
— die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter der

Gerichte erleichtern wird. ^
Ungeachtet der positiven Gesamtbeurteilung ist es not­
wendig, daß .das Grundanliegen des Entwurfs in» sei­
nen einzelnen Bestimmungen noch stärker herausge­
arbeitet wird. So darf z. B. die Wirksamkeit der gericht­
lichen Tätigkeit nicht auf das Einzelverfahren be­
schränkt bleiben; vielmehr müssen die Erfahrungen 
und Erkenntnisse systematisch für die Überwindung 
von Ursachen und Bedingungen von Rechtskonflikten 
durch die Gesellschaft genutzt werden. Für die Inte­
gration der gerichtlichen Tätigkeit in die Führungs­
tätigkeit der Volksvertretungen im Territorium sind 
unter Berücksichtigung des Staatsratsbeschlusses zur 
Entwicklung sozialistischer Kommunalpolitik vom 
16. April 1970 (GBl. I S. 39) konkrete Wege aufzu­
zeigen.
In zahlreichen Stellungnahmen wird auf Widersprüche 
und Ungenauigkeiten im Ausdruck hingewiesen, die 
bei der Überarbeitung des Entwurfs beseitigt werden. 
Die Bestimmungen -müssen so eindeutig formuliert 
sein, daß Zweifel bei ihrer Anwendung ausgeschlossen 
sind.
Verschiedentlich werden Fragen aufgeworfen, deren 
Beantwortung noch eingehender Erörterungen in der 
Gesetzgebungskommission bedarf. Auf einige dieser 
Fragen soll hier kurz eingegangen werden. Dabei ist 
es selbstverständlich, daß die endgültige Klärung der 
Gesetzgebungskommission Vorbehalten bleiben muß. ^

Zur Ausgestaltung der Grundsätze des Entwurfs

Allgemein wird es als Mangel empfunden, daß es so­
wohl in den Grundsätzen als auch in den Einzelrege- 
lungen und im Verhältnis zwischen diesen noch nicht 
ausreichend gelungen ist, die Integration der gericht­
lichen Tätigkeit auf den Gebieten des Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechts in die gesamtstaatliche Leitungs­
tätigkeit zum Ausdruck zu bringen. Notwendig sei es 
auch, wegen der Bedeutung, die die gesellschaftlichen 
Gerichte im Prozeß der Rechtsverwirklichung haben,


